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Unser Antrag

Vom Land der Mieter zum Land der 
Eigentümer. Drucksache 20/3204 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/032/2003204.pdf

WOHNEIGENTUMSFÖRDERUNG
Die eigenen vier Wände tragen zur individuellen 
Vermögensbildung bei. Zusätzlich schützt Wohn-
eigentum vor Altersarmut, Inflation und Mietstei-
gerungen. 

Dennoch sind nur rund 45 Prozent der deutschen 
Haushalte Eigentümer ihrer Wohnung oder ihres 
Hauses, während über zwei Drittel der EU-Bewoh-
ner im Eigenheim leben.

Unsere geringe Eigentumsquote ist durch die ho-
hen Steuern in Deutschland bedingt. Ins Gewicht 
fallen hier vor allem die Grundsteuer und die 
Grunderwerbssteuer. 

Daher fordert die AfD-Fraktion, die Grundsteuer 
komplett abzuschaffen. Die Grunderwerbssteuer 
soll beim Erwerb selbst genutzten Wohneigentums 
entfallen und bei anderen Erwerbsformen bundes-
weit auf 3,5 Prozent gedeckelt werden.

KLIMASCHUTZ-WOHNKOSTENDILEMMA
Die Energieeinsparverordnung (EnEV), das Gebäu-
de-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz (GEIG), das 
Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) und das Gebäude-
energiegesetz (GEG) belasten die Bürger und die Bau-
branche durch zusätzliche Abgaben und Vorschriften. 
Die AfD-Fraktion lehnt die Verteuerung von Bauen 
und Wohnen durch die CO2-Steuer und andere Kli-
maabgaben ab.

Unser Antrag

Grüne Inflation und CO2-Besteuerung 
beenden. Drucksache 20/3945 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/039/2003945.pdf
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Bald ein Sanierungsfall? Nach Plänen der 
Regierung müssten künftig Millionen in-
takter Häuser mit erheblichem Aufwand
energetisch saniert werden.
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Unser Antrag

Neue deutsche Wohnungsnot stoppen. 
Drucksache 20/701

https://dserver.bundestag.de/btd/20/007/2000701.pdf

MIGRATION GESTALTEN
Viele Stadtviertel und insbesondere Großwohn-
siedlungen der 1970er Jahre sind geprägt von Nicht-
EU-Migranten. Dies führt häufig zu Konflikten, sei 
es durch religiöse Gebräuche oder durch importier-
te Formen des Zusammenlebens. 

Obergrenzen für Nicht-EU-Migranten helfen, dass 
das Leben der Menschen in unseren Stadtvierteln 
nicht jeden Tag neu ausgehandelt werden muss.

Aufgrund der staatlichen Alimentierung von un-
qualifizierten Migranten bezahlen Einheimische 
mit ihren Steuern die eigene Verdrängung aus 
günstigen Wohnungen. Wir setzen uns im Deut-
schen Bundestag auf vielfältige Weise für eine strik-
te Reglementierung und Beschränkung der Vertei-
lung staatlicher Mittel an diesen Personenkreis ein.

DIE INTELLIGENTE STADT
Deutsche Städte befinden sich seit mindestens einer 
Dekade inmitten eines technischen Paradigmen-
wechsels. Schier unermessliche maschinenlesbare 
Daten bilden ein digitales Gewebe über Stadt und 
Land. Dieses neue Netz ergänzt unsichtbar, aber 
hochwirksam die vorhandenen Strukturen.

Historisch gewachsene urbane Gefüge sind aber 
mehr als eine »Smart City« und Technik allein kann 
städtisches Gemeinwohl nicht bestimmen. Die AfD-
Fraktion verlangt Klarheit über wünschenswerte 
Ziele und strikte Grenzen deutscher »Smart Cities«.

Bundestagsdrucksache 20/5618: Nationaler Aktionsplan zur intel-
ligenten Stadt.

LÄNDLICHE RÄUME
Die Masseneinwanderung findet vor allem in die 
Großstädte statt. Immer mehr Einheimische ver-
lassen die Ballungsräume und ziehen aufs Land. Die 
AfD-Fraktion sieht diesen Trend als Chance zur in-
frastrukturellen Entwicklung und Verbesserung der 
Lebensqualität in ländlichen Räumen. Dies betrifft 
insbesondere die Bereiche Wohnen und Einkaufen, 
Kinder- und Schulbetreuung sowie die Gesund-
heitsversorgung.

Schnelle Datenleitungen und ein leistungsfähiger 
öffentlicher Nahverkehr sind weitere Entwicklungs-
schritte, denn auch auf dem Land müssen Heim-
arbeit am Rechner und zeitsparendes Pendeln zum 
Arbeitsplatz möglich sein.

Bundestagsdrucksache 20/4992: Stärkung des ländlichen Raumes.

UNSERE
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Weiterführende Infor-
mationen und Beiträge 
unserer Abgeordneten 
finden Sie unter fol-
gendem QR-Code.
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DIE ABGEORDNETEN DER AfD-FRAKTION IM BUNDESTAGSAUSSCHUSS
FÜR WOHNEN, STADTENTWICKLUNG, BAUWESEN UND KOMMUNEN

1.	 Jegliche Besteuerung zur angeblichen Ret-
tung des Klimas beenden.

2.	 Die Bürger bei den Energiekosten massiv 
entlasten.

3.	 Klima-ideologisch begründete Baustan-
dards (z. B. der Dämmungszwang oder die 
Demontage intakter Heizungsanlagen)  ab-
schaffen.

4.	 Die Grundsteuer ersatzlos streichen.

5.	 Keine weitere Erhebung der Grunderwerbs-
steuer für das Eigenheim – Deutschland, das 
Land der Eigentümer.

6.	 Die Stadt-Land-Wanderung der Deutschen 
fördern – ländliche Räume attraktiv machen.

7.	 Die Entwicklung deutscher »Smart Cities« 
kritisch begleiten.

8.	 Parallelgesellschaften umgehend auflö-
sen – Lebensqualität in Städten nachhaltig             
erhöhen.

9.	 Ausreisepflichtige Ausländer unverzüglich 
abschieben – Deutschland hat Eigenbedarf.

UNSERE LEITLINIEN


